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Vorwort 

Diese Arbeit wurde im Wintersemester 2001/02 von der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg als schriftliche Habilitations-
leistung anerkannt. Sie behandelt die wissenschaftlich und praktisch gleicherma-
ßen wichtige Frage nach den Grundlagen und Grenzen zulässiger Haftungsbe-
schränkung. Die Rechtsordnung unterscheidet zwischen der Haftungsbeschrän-
kung durch Vertrag und der Begrenzung von Haftungsrisiken durch die Grün-
dung insbesondere von Kapitalgesellschaften. Die Gegenüberstellung von Ver-
trags- und Gesellschaftsrecht deckt deutliche Divergenzen bei der rechtlichen Be-
urteilung von vertraglichen und institutionellen Haftungsbeschränkungen durch 
die Rechtsprechung und die herrschende Lehre auf. Der hier entwickelte neue 
Grundansatz plädiert für die grundsätzliche Zulässigkeit gesellschaftsrechtlicher 
und vertraglicher Haftungsbeschränkungen, falls eine geschäftsadäquate Mindest-
haftung gewahrt wird. Das Grundprinzip angemessenen Ausgleichs zwischen zu-
lässiger Haftungsbeschränkung und notwendiger Mindesthaftung gilt nicht nur 
im deutschen Recht, sondern liegt letztlich auch dem europäischen und US-ameri-
kanischen Recht zugrunde und kann insoweit international Geltung beanspru-
chen. Das Manuskript ist im Herbst 2001 abgeschlossen, nachträglich berücksich-
tigt wurden die Neuregelung durch das Schuldrechtsmodernisierungsgesetz, die 
Änderungen durch die Einführung des Euro und das Zweite Gesetz zur Änderung 
schadensersatzrechtlicher Vorschriften. 

Ganz besonderer Dank gebührt meinem hochverehrten Lehrer Professor Dr. 
Rolf Stürner. Er hat die Arbeit angeregt, an seinem Freiburger Institut für Deut-
sches und Ausländisches Zivilprozeßrecht betreut und das Erstgutachten erstellt. 
Seiner langjährigen wohlwollenden Förderung verdanke ich den wissenschaftli-
chen Werdegang. Danken möchte ich auch Herrn Professor Dr. Uwe Blaurock für 
die zügige Erstellung des Zweitgutachtens. Gedankt sei außerdem Herrn Profes-
sor Paul D. Carrington, Duke University School of Law, für die kenntnisreiche 
Vermittlung der Essentialia des US-amerikanischen Rechtssystems und Herrn 
Professor Peter L. Murray, der mir durch seine freundliche Einladung an die Har-
vard Law School vertiefte Studien zum US-amerikanischen Recht der Haftungs-
beschränkung ermöglicht hat. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat mein 
Habilitationsvorhaben durch ein Habilitandenstipendium und die Drucklegung 
durch eine Druckbeihilfe unterstützt. 

Freiburg, im August 2002 Alexander Bruns 
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Thematische Einführung und rechtshistorische und 
rechtsökonomische Grundlagen 



§ 1 Das Thema 

I. Einleitung und Fragestellung 

Die Möglichkeit zur Haftungsbeschränkung ist für eine moderne Rechts- und 
Wirtschaftsordnung von zentraler Bedeutung. Die Beschränkbarkeit der Haftung 
ermöglicht die Steuerung und Kalkulation von Geschäftsrisiken. Die vertragliche 
Disponibilität von Haftung bestimmt sich nach der Reichweite der Privatautono-
mie. Das Wechselspiel von Haftung und Haftungsbeschränkung, von Gewinn-
chance und Risiko ist geschichtlich tief verwurzelt, weil das Haftungsinteresse des 
Gläubigers und das Beschränkungsinteresse des potentiellen Schuldners letztlich 
so alt sind wie der Vertrag. Die Erkenntnisse der Rechtsgeschichte sind deshalb bei 
der Standortbestimmung für das Thema Haftungsbeschränkungen eine wichtige 
Orientierungshilfe. Guten Ertrag versprechen in Zeiten wirtschaftlicher Globali-
sierung und europäischer Integration auch die transatlantische und die europäi-
sche Rechtsvergleichung. 

Die Grundlagen und Grenzen privatautonomer Haftungsbegrenzung sind so-
wohl im nationalen Recht als auch in ausländischen Rechten bislang nur rudimen-
tär untersucht. Zwar war und ist die gesellschaftsrechtliche Problematik von Haf-
tungsprivileg und Durchgriff im deutschen Recht ebenso Gegenstand gesteigerten 
wissenschaftlichen Interesses1 wie beispielsweise in den USA 2 . Eine systematisie-
rende vergleichende Gegenüberstellung der gesellschaftsrechtlichen und vertrags-
rechtlichen Instrumentarien zur Haftungsbegrenzung sucht man jedoch - auch in 
den USA 3 - vergebens. Ein solcher Vergleich von Vertrags- und Gesellschaftsrecht 
läßt unwillkürlich fragen, ob und inwieweit eine Differenzierung zwischen gesell-
schaftsrechtlicher und vertragsrechtlicher Haftungsbegrenzung überhaupt ge-
rechtfertigt ist. Warum soll zum Beispiel die Haftung für die Erfüllung vertragli-
cher Pflichten nur eingeschränkt begrenzbar sein, wenn dieses Ergebnis durch 
Einschaltung einer Einpersonen-GmbH ohne weiteres erreichbar ist? Die Zuläs-
sigkeit vertraglicher Haftungshöchstbeträge erscheint vor diesem Hintergrund 
besonders naheliegend. Einer eingehenden Untersuchung und Klärung bedarf die 

1 Hierzu überblicksweise Wiedemann, Gesellschaftsrecht, Bandl , Grundlagen, 1980, §4 III , 
S.217ff. , K. Schmidt, Gesellschaftrecht, 3. Aufl. 1997, §9 , S.224ff. ; Kühler, Gesellschaftsrecht, 5. 
Aufl. 1998, §23, S. 31 Iff. ; Ehricke AcP 199 (1999), 257; näher unten §7. 

2 S. z.B. Cox/Hazen/O'Neal, Corporations, 1997, §7 .1-7 .9 , S. 107ff. Details unten §4 IV. 
3 Vgl. einstweilen nur Farnsworth, Contracts, 2nd ed. 1990, §4 .27-28 , insbes. S. 335-339 ; §4.29, 

S. 339. 
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Frage, welche Grundregeln und Kriterien für die Beurteilung von Haftungsbe-
grenzungen maßgeblich sind und inwieweit die maßgebenden Grundprinzipien 
im geltenden Recht verwirklicht sind. 

II. Grundbegriffe 

1. Der Begriff der Haftungsbeschränkung 

a) Die Eingrenzung von Haftungstatbestand und Haftungsfolge 

(1) Die Haftungsbeschränkung im materiellen Recht. Der Begriff der Haftungs-
beschränkung knüpft an den Begriff Haftung und ist wie dieser mehrdeutig und 
erläuterungsbedürftig. Im Sinne des klassischen Haftungsrechts bezeichnet der 
Begriff Haftung die Pflicht zur Übernahme eines dem Rechtsgutträger zurechen-
bar verursachten Schadens4. Eine Haftungsbeschränkung ist deshalb zunächst ein-
mal die Reduktion auf der Tatbestandsseite, wie etwa die Milderung des Sorgfalts-
maßstabs, zum anderen die Begrenzung auf der Rechtsfolgenseite in Form der Be-
schränkung des Haftungsumfangs, wie z.B. der Ausschluß der Verantwortlichkeit 
für bestimmte Schädigungsfolgen oder die summen- bzw. betragsmäßige Begren-
zung der Ersatzleistungspflicht (vgl. §§ 276 Abs. 1 S. 1, Abs. 3,309 Nr. 7 lit. a und b, 
444 BGB bzw. §276 Abs. 1 S. 1, Abs.2 BGB a.F., § 11 Nr. 7,11 AGBG a.F.). Davon 
zu unterscheiden ist die privatautonome Festlegung des vertraglichen Pflichten-
programms, die der Frage nach Maßstab, Reichweite und Höhe der Haftung vor-
gelagert ist. 

(2) Die Haftungsbeschränkung durch kollisionsrechtliche Rechtswahl. Hinzuwei-
sen ist auf die mögliche haftungsbeschränkende Funktion einer kollisionsrechtli-
chen Rechtswahl. Beispielsweise kann die Haftung aus einem Kaufvertrag, der 
nach Art. 28 EGBGB deutschem Sachrecht und damit dem Grundsatz der Totalre-
paration unterliegt, durch die Wahl englischen oder französischen Rechts gemäß 
Art. 27 Abs. 1 EGBGB auf vorhersehbare Schäden beschränkt werden5. Die 
Rechtswahl kann auch eine Rechtsordnung berufen, die privatautonome Haf-
tungsbeschränkung großzügiger gestattet als das sonst anwendbare Recht6. 

b) Die institutionelle Haftungsbeschränkung durch Haftungstrennung kraft 
Rechtsform 

Der Begriff der Haftung kann aber auch beschreiben, ob und in welchem Umfang 
ein Gläubigerzugriff auf bestimmte Vermögensgegenstände oder Vermögensge-

4 Z.B. Deutsch, Allgemeines Haftungsrecht, 2. Aufl. 1996, Rn. 1 m. N. 
5 Zum Grundsatz der Totalreparation und zu den Unterschieden im materiellen Haftungsrecht 

vgl. noch sub III 1 und §5 III 1 b (1) (England) und (2) (Frankreich). 
6 Zum deutschen Kollisionsrecht der vertraglichen Haftungsbeschränkung in Europa vgl. §5 

IV 1. 
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samtheiten eröffnet ist. Hierher gehört die gesellschaftsrechtliche »institutionelle 
Haftungsbeschränkung« auf das Vermögen einer juristischen Person (§ 1 Abs. 1 
S.2 AktG, § 13 Abs. 2 GmbHG, §2 GenG)7. Ob darin tatsächlich eine Haftungs-
beschränkung zu erblicken ist, hängt wesentlich mit davon ab, wie man sich dem 
Phänomen der juristischen Person gedanklich nähert: Betrachtet man die juristi-
sche Person im Prinzip als volles rechtliches Analogon der natürlichen Person, so 
drückt die »Haftungsbeschränkung« auf das Gesellschaftsvermögen eine bare 
Selbstverständlichkeit aus, weil auch bei der natürlichen Person grundsätzlich nur 
»eigenes« Vermögen dem Gläubigerzugriff unterliegt. Sieht man dagegen in der 
juristischen Personifizierung eher einen rechtskonstruktiven Kunstgriff im prak-
tischen Interesse der Anteilseigner, verschiebt sich die Perspektive. Die Ausgliede-
rung bestimmter Vermögenswerte auf die juristische Person in Gestalt der Haf-
tungstrennung ist insoweit zugleich Haftungsbeschränkung für die Einleger, weil 
ein Gläubigerzugriff auf ihr Privatvermögen grundsätzlich verhindert wird. Die 
Frage, ob die Gründung einer juristischen Person rechtsdogmatisch im eigentli-
chen Sinne eine Haftungsbeschränkung ist, hängt insofern teilweise auch mit dem 
Grundverständnis und Wesen der juristischen Person zusammen, wie nicht zu-
letzt beim »Haftungsdurchgriff« deutlich wird8. Bei funktionaler Betrachtungs-
weise kann man der Haftungstrennung durch Gründung juristischer Personen ei-
nen haftungsbeschränkenden Effekt jedenfalls schwerlich absprechen. Besonders 
anschaulich wird dies am Beispiel der Einmann-GmbH: der Einzelne wechselt im 
Wege der Gesellschaftsgründung die Rolle von der persönlich handelnden natürli-
chen Person zum Gesellschafter-Geschäftsführer und kommt so grundsätzlich in 
den Genuß der Vorteile beschränkter Haftung. 

c) Der schiffahrtsrechtliche Sonderfall nachträglicher Gesamthaftungs-
beschränkung durch Errichtung eines Fonds oder durch Einrede 

Eine schiffahrtsrechtliche Sonderform nachträglicher Haftungstrennung bzw. 
Haftungsbeschränkung zugunsten des Reeders bzw. Eigners eines Schiffes ist die 
nachträgliche Errichtung eines Haftungsfonds für alle Ansprüche aus einem Scha-
densereignis. Vorgesehen ist diese Möglichkeit im Binnenschiffahrtsgesetz (§§4-5 
m BinSchG), im Straßburger Ubereinkommen und im Londoner Haftungsbe-
schränkungsübereinkommen9. Die Fondserrichtung gleicht funktionell im Grun-
de genommen einer Haftungstrennung durch nachträgliche Gesellschaftsgrün-
dung, die freilich unzulässig wäre, wobei die notwendige Mindestkapitalausstat-
tung des Fonds dem gesellschaftsrechtlichen Erfordernis angemessener Eigenka-

7 Zur Anerkennung der institutionellen Haftungsbeschränkung im internationalen Gesell-
schaftsrecht vgl. §5 IV 2. 

8 Näher zur rechtsdogmatischen Kontroverse über das Wesen der juristischen Person § 7 II 1; 
zum gesellschaftsrechtlichen Haftungsdurchgriff § 7 VI. 

9 Straßburger Ubereinkommen über die Beschränkung der Haftung in der Binnenschiffahrt, 
B G B l . 1998 II, S.1643ff. ; Londoner Ubereinkommen über die Beschränkung der Haftung für 
Seeforderungen, BGBl . 1986 II, S.786ff . 
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pitalisierung entspricht. Statt durch die Errichtung eines Fonds, die gegenüber al-
len Gläubigern aus dem Schadensereignis wirkt, besteht auch die Möglichkeit, die 
Haftungsbeschränkung einredeweise geltend zu machen, wodurch die Haftung 
gegenüber dem jeweiligen Gegner auf die anteilige gesetzliche Mindesthaftung 
nachträglich begrenzt wird10. 

2. Die Abgrenzung der Haftungsbeschränkung von der rechtfertigenden 

Einwil l igung und der bewußten Ris ikoübernahme 

Das Thema Haftungsbeschränkungen steht in dogmatischer Verwandtschaft mit 
der Disponibilität von Rechtsgütern, die auch bei der rechtfertigenden Einwilli-
gung und der eigenverantwortlichen Risikoübernahme eine Rolle spielt. 

a) Die rechtfertigende Einwilligung 

Die Einwilligung in den Eingriff ist ein vorheriger Verzicht auf rechtlichen Schutz, 
der bei den meisten Gütern grundsätzlich zulässig ist (Ausnahme z.B. Tötung). 
Der Verzicht kann sich je nach der erklärten Reichweite auf die sekundären Scha-
densersatzansprüche beschränken, er kann sich aber auch auf die primären Ab-
wehrrechte erstrecken und so die Verletzung rechtfertigen (volenti non fit iniu-
ria)n. Ein wirksamer Verzicht setzt eine entsprechende Disponibilität des betrof-
fenen Rechtsguts voraus. Die Zulässigkeit rechtfertigender Einwilligung liefert 
ein starkes Indiz für die grundsätzliche Zulässigkeit einer entsprechenden Haf-
tungsbeschränkung unter Umständen bis hin zum völligen Haftungsausschluß. 

b) Die bewußte Risikoübernahme 

Die bewußte Übernahme eines Risikos kann als Handeln auf eigene Gefahr eine 
Gefährdungshaftung ganz ausschließen, wie z.B. beim Einreiten eines als störrisch 
bekannten Pferdes, oder bei Verschuldenshaftung als schuldhafte Selbstgefähr-
dung im Rahmen von §254 BGB je nach ihrem Gewicht zur Schadensteilung füh-
ren, wie beispielsweise bei der Fahrt mit einem erkennbar unter Alkoholeinwir-
kung stehenden Fahrer12. Die bewußte Selbstgefährdung ist zwar ebenfalls ein 
Dispositionsakt, konsentiert wird aber nicht der Eingriff, sondern lediglich die 
Gefährdung, so daß die Wirkung praktisch regelmäßig auf die schadensersatz-
rechtliche Rechtsfolge beschränkt bleibt. Wenn man davon ausgeht, daß die be-
wußte Risikoübernahme auf den guten Ausgang vertraut und die Verletzung nicht 
rechtfertigt, sind Rückschlüsse aus dieser Fallgruppe auf die Beschränkbarkeit der 
Haftung nicht im gleichen Umfang möglich wie bei der Einwilligung. Allerdings 

10 Vgl . noch §13 V 4 m. N. 
11 Zum Ganzen statt vieler Deutsch, Al lgemeines Haftungsrecht , Rn.282 ; Lange, Schadenser-

satz, 2. Auf l . 1990, §10 XV, S.643ff . (je m.w.N. ) . 
12 Hierzu e twa Deutsch, Al lgemeines Haftungsrecht , Rn. 586ff.; Lange, Schadensersatz, §10 

XIV, S.637ff . ; rechtsvergleichend grundlegend Stoll, Das Handeln auf eigene Gefahr, 1961. 
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spricht die Möglichkeit, seine Haftungsansprüche durch sein eigenes Verhalten 
(quotal) begrenzen zu können, wenn auch nicht ohne weiteres für die Zulässigkeit 
eines Haftungsausschlusses, so letztlich doch zumindest für die Zulässigkeit von 
Haftungsbegrenzungen. 

3. Verfahrensrechtliche Begrenzungen der Haftungsrealisierung 

a) Vollstreckungsvereinbarungen 

Hinzuweisen ist schließlich auf die Möglichkeiten verfahrensrechtlicher Begren-
zung der Realisierung der Haftung. Dabei ist weniger gedacht an die Geltendma-
chung der Unpfändbarkeitsvorschriften und Pfändungsfreigrenzen der Einzel-
zwangsvollstreckung (§§811 ff., 850ff. Z P O ) und den Antrag auf Erteilung der re-
lativ neuen insolvenzrechtlichen Restschuldbefreiung (§§286ff . InsO). Gemeint 
ist vielmehr die Möglichkeit von Vollstreckungsvereinbarungen, die nach h. M. in 
engen Grenzen als betragsmäßige oder gegenständliche Beschränkung zugunsten 
des Schuldners zulässig sind13. Soweit man vollstreckungsbeschränkende Abreden 
auch schon vor Anspruchsentstehung für zulässig erachtet, liegt darin zumindest 
im Ergebnis eine Möglichkeit zur Haftungsbeschränkung. Aufgrund der im Voll-
streckungsrecht stärker ausgeprägten Bindung der Parteidisposition im öffentli-
chen Interesse geht diese Form der »Haftungsbeschränkung« jedoch regelmäßig 
nicht über die Möglichkeiten materiellrechtlicher Beschränkung der Haftung hin-
aus. In einer materiellrechtlich angelegten Untersuchung spielen vollstreckungs-
beschränkende Vereinbarungen keine Rolle. 

b) Gerichtsstandsvereinbarungen und Schiedsvereinbarungen 

Auswirkungen auf die Realisierung der Haftung vor allem im internationalen 
Rechtsstreit können auch Gerichtsstandsvereinbarungen und Schiedsvereinba-
rungen haben: solche Vereinbarungen können materiellrechtlich begründete An-
sprüche in ihrer Durchsetzbarkeit stark schwächen oder gar entwerten. Für die 
Zulässigkeit von Haftungsbeschränkungen sind sie von eingeschränkter Aussage-
kraft und bleiben deshalb im folgenden außer Betracht. 

4. Zur Terminologie 

Die Terminologie des Rechts der Haftungsbeschränkung ist uneinheitlich und 
zeigt vielfach fließende Ubergänge. Zu unterscheiden ist zunächst die vertragliche 
Haftungsbeschränkung von der gesetzlichen Haftungsbeschränkung. Die gesetz-
liche Haftungsbeschränkung begegnet sowohl in Gestalt reduzierter Sorgfaltsan-

13 Vgl. B G H N J W 1991,2295,2296 r. Sp.; zum Ganzen Baur/Stürner, Zwangsvollstreckungs-, 
Konkurs- und Vergleichsrecht, Bandl, 12. Aufl. 1995, Rn. 10.1 ff. m. N.; Rosenberg/Gaul/Schil-
ken, Zwangsvollstreckungsrecht, 11. Aufl. 1997, §33, S.509ff.; Brox/Walker, Zwangsvollstrek-
kungsrecht, 6. Aufl. 1999, Rn. 199ff. 
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forderungen als auch in Form von Haftungshöchstbeträgen, wobei zwischen 
Höchstbeträgen für einzelne oder alle Ansprüche eines Gläubigers und Gesamt-
haftungshöchstbeträgen für alle Gläubiger aus einem Haftungsereignis oder für 
Gruppen von Gläubigern differenziert werden kann. Unterscheiden kann man 
des weiteren zwischen der institutionellen Haftungsbeschränkung, die sich im Re-
gelfall in Gestalt der Haftungstrennung verwirklicht, und der vertraglichen Haf-
tungsbeschränkung. Im Bereich der vertraglichen Haftungsbeschränkung findet 
sich ebenfalls ein breiteres begriffliches Spektrum. Der Haftungsausschluß schnei-
det das Entstehen von Ersatzansprüchen ganz ab, er kann aber als enger gefaßter 
Ausschluß der Haftung für bestimmte Verschuldensformen oder Schadensfolgen 
durchaus auf eine Haftungsbeschränkung hinauslaufen. Ein Synonym für Haf-
tungsausschluß ist Haftungsfreizeichnung. Haftungsbeschränkung und Haf-
tungsbegrenzung zielen im Prinzip nicht auf völlige Haftungsfreiheit, sondern 
stellen nur in einem bestimmten Segment oder in bestimmtem Umfang von der 
schadensrechtlichen Verantwortlichkeit frei. Der Begriff der Haftungsbeschrän-
kung wird üblicherweise bei gewillkürten Milderungen des Haftungsmaßstabs 
verwendet, kann wie die Haftungsbegrenzung aber auch eine Festlegung des Um-
fangs des Schadensersatzes oder von Haftungshöchstbeträgen bedeuten. Eine 
Höchstsummenvereinbarung wirkt wiederum als Haftungsausschluß bzw. Frei-
zeichnung für überschießende Beträge. Terminologische Klarheit läßt sich deshalb 
nur schwer erreichen, sie ist letztlich auch entbehrlich, solange über den Betrach-
tungsgegenstand Einigkeit besteht. Keine Haftungsbeschränkung, sondern im 
Ausgangspunkt eine Haftungserweiterung ist die vertragliche Ausdehnung der 
Haftung über den gesetzlichen Mindeststandard hinaus (z.B. Garantie), auch 
wenn diese Haftungserweiterung auf einen bestimmten Garantiebetrag begrenzt 
ist. 

III. Überblick über den Stand des deutschen Rechts 
der Haftungsbeschränkungen 

Zunächst sind typologisch gesetzliche Haftungsbeschränkungen einerseits und 
vertragliche Haftungsbeschränkungen andererseits zu unterscheiden. Den Aus-
gangspunkt der Überlegungen bildet der haftungsrechtliche Grundsatz der Total-
reparation (1.). Nur teilweise wird die Haftung durch gesetzliche Haftungsbe-
schränkungen reduziert (2.). Vor dem Hintergrund der kraft Gesetzes weitgehend 
unbegrenzten persönlichen Haftung soll zunächst der gesetzliche Rahmen für die 
Zulässigkeit vertraglicher Haftungsbeschränkungen mit den Entwicklungslinien 
der Rechtsprechung und der Grundposition der Lehre kurz skizziert werden (3.). 
Dem stehen die weitergehenden Möglichkeiten institutioneller Haftungsbe-
schränkung gegenüber (4.). 
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1. Der haftungsrechtl iche Grundsatz der Totalreparat ion und das Fehlen 

einer Redukt ionsklause l 

Das deutsche Schadensersatzrecht wird bekanntlich beherrscht vom Grundsatz 
der Totalreparation (§§249ff. BGB)14. Zu ersetzen ist grundsätzlich der gesamte 
Schaden, und zwar im Prinzip unabhängig von Haftungsgrund, Vorhersehbarkeit 
und Verschuldensgrad (Proportionalität). Dieses sogenannte Alles-oder-Nichts-
Prinzip ist keineswegs selbstverständlich, wie Rechtsgeschichte und Rechtsver-
gleichung lehren. Rechtsvergleichend zu nennen ist zunächst insbesondere die 
Schweiz, die eine Schadensbemessung nach richterlichem Ermessen und die Re-
duktion der Fahrlässigkeitshaftung bei Notlage kennt (Art. 43 Abs. 1 OR, Art. 44 
Abs. 2 OR)15 . Weitere Beispiele aus der Rechtsvergleichung für ähnliche Regelun-
gen sind etwa Spanien (Art. 1103 Código Civil), die frühere DDR (§340 ZGB-
DDR)16 und nordische Rechte17. Vergleichbare Wirkungen hat die Beschränkung 
des Schadensersatzes auf vorhersehbare Schäden, wie sie dem französischen, spa-
nischen und teilweise auch dem englischen Vertragsrecht entspricht18 und den eu-
ropäischen und internationalen Vertragsrechtsprinzipien sowie dem Wiener U N -
Kaufrecht zugrunde liegt19. Das neue niederländische Burgerlijk Wetboek erklärt 
allgemein nur zurechenbare Schäden für ersatzfähig (Art. 6:98 NWB), so daß es 
auf Vorhersehbarkeit mit ankommt20, und erlaubt zusätzlich die richterliche Re-
duktion bei drohender Notlage des Schuldners (Art. 6:109 NWB). Das Prinzip der 
Totalreparation hat auch in Deutschland schon früh Kritik herausgefordert und 
Reformbestrebungen geweckt21. So sah §8 des Entwurfs einer Deutschen Scha-
densordnung eine angemessene Haftungsminderung bei geringer Vorwerfbarkeit 
vor, wenn der Totalersatz nach den Vermögensverhältnissen der Beteiligten und 
den sonstigen Umständen dem »gesunden Volksempfinden« gröblich widerspre-
chen würde22 . Entsprechend den Anregungen des 43. Deutschen Juristentages 

14 Hierzu statt vieler Stoll, Haftungsfolgen im bürgerlichen Recht, 1993, S. 179ff. mit rechtsver-
gleichenden Hinweisen. 

15 Art. 43 Abs. 1 OR: »Art und Größe des Ersatzes für den eingetretenen Schaden bestimmt der 
Richter, der hierbei sowohl die Umstände (ZGB 4) als die Größe des Verschuldens zu würdigen 
hat.«; Art.44 Abs.2 OR: »Würde ein Ersatzpflichtiger, der den Schaden weder absichtlich noch 
grob fahrlässig verursacht hat, durch Leistung des Ersatzes in eine Notlage versetzt, so kann der 
Richter aus diesem Grunde die Ersatzpflicht ermäßigen.« 

16 Falls »in Anbetracht der wirtschaftlichen Lage und des Einkommens des Schädigers sowie 
ihrer voraussichtlichen Entwicklung ein voller Ausgleich nicht zu erwarten ist.« 

17 Zum Ganzen Hohloch, Allgemeines Schadensrecht, in: Gutachten und Vorschläge zur Uber-
arbeitung des Schuldrechts, Bandl, 1981, S.461 ff. m.w.N. 

18 Vgl. hierzu noch §5 II 1 b (1), (2), (4) m. N. 
19 S. §5 II 1 c (Vertragsrechtsprinzipien) und §9 V 1 a (UN-Kaufrecht). 
20 Vgl. Oosterveen, in: Burgerlijk Wetboek, Tekst & Commentaar, 1998, art. 6:98 ad 5. 
21 Z.B./¿erzrcg, Das Schuldmoment im römischen Privatrecht, 1867, S. 54ff.; Gierke, Der Ent-

wurf eines bürgerlichen Gesetzbuches und das deutsche Recht, 1889, S. 198,266f.; für eine Reduk-
tionsmöglichkeit auch Baur, Entwicklung und Reform des Schadensersatzrechts, 1935, S. 43ff., 53 
(m. N.); weitere Nachweise bei Hermann Lange, Gutachten für den 43. DJT, 1960, S. 33 Fn. 78. 

22 Vgl. Nipperdey, Reform des Schadensersatzrechts, 1940, S. 92; zum Ganzen auch Deutsch, 
Allgemeines Haftungsrecht, Rn. 629ff.; Hohloch, Gutachten, S.375, 459ff. 



III. Überblick über den Stand des deutschen Rechts der Haftungsbeschränkungen 9 

i96023 sah der Referentenentwurf von 1967 einen §255 a BGB vor, der unter be-
stimmten Voraussetzungen eine Reduktion des Ersatzanspruchs nach richterli-
chem Ermessen ermöglichen sollte24. Das schadensrechtliche Gutachten zur 
Überarbeitung des Schuldrechts befürwortet ebenfalls die Einführung einer be-
grenzten ermessensgebundenen Möglichkeit zur richterlichen Reduktion der Er-
satzpflicht25. Das Bundesverfassungsgericht hält eine Reduktion zumindest der 
Billigkeitshaftung aus § 828 Abs. 2 BGB gemäß § 242 BGB grundsätzlich für zuläs-
sig26. Das Fehlen einer ausdrücklichen generell anwendbaren Reduktionsklausel 
im geltenden Recht erhöht die Bedeutung gesetzlicher Haftungshöchstbeträge 
und vertraglicher Haftungsbeschränkungen27. 

2. Gesetzliche Haftungsbeschränkungen 

Gesetzliche Haftungsbeschränkungen machen vertragliche Haftungsbeschrän-
kung teilweise entbehrlich. Das notwendigerweise relativ hohe Abstraktionsni-
veau gesetzlicher Regelungen spiegelt sich - verglichen mit den flexibleren Mög-
lichkeiten individueller Vertragsgestaltung - in einer eher groben Typisierung ge-
setzlicher Haftungsbeschränkungen wider. Die folgende Zusammenstellung 
strebt nicht nach Vollständigkeit, sie will vielmehr exemplarisch einen ersten Ein-
druck von der Vielfalt des geltenden Rechts vermitteln. Details finden sich bei der 
Erörterung einzelner Geschäftstypen im besonderen Teil28. 

a) Betragsmäßige Haftungsbeschränkungen 

(1) Bürgerliches Recht. Betrags- oder summenmäßige Haftungsbeschränkungen 
finden sich im geltenden materiellen Recht - läßt man die Möglichkeit der Zwi-
schenschaltung juristischer Personen einmal beiseite - an vielen Stellen. Das Zwei-
te Gesetz zur Änderung schadensersatzrechtlicher Vorschriften29 hat im Zuge der 
Umstellung der gesetzlichen Haftungsbeträge auf Euro mit Wirkung zum 1. Au-
gust 2002 teilweise Erhöhungen der bisherigen Höchstgrenzen gebracht. Die frü-
heren Grenzen sind im folgenden jeweils in Klammern mit angegeben. Einmal 
sind gesetzliche Haftungshöchstsummen bei Gefährdungshaftungstatbeständen 
geläufig, so z.B. die Gefährdungshaftung nach dem Straßenverkehrsgesetz gemäß 
§12 StVG bei Personenschäden bis zum Kapitalbetrag von € 600.000 bzw. € 3 
Mio. bei Schädigung mehrerer (bisher DM 500.000 bzw. DM 750.000) oder bis zur 

23 Vor allem Hermann Lange, Gutachten für den 43. DJT, 21 ff., 33ff., 60. 
24 Hierzu Stoll RabelsZ 34 (1970), 481 ff. m.w.N. 
25 Hohloch, Gutachten, S. 462ff. Der Abschlußbericht der Schuldrechtskommission greift die-

sen Vorschlag nicht auf. 
26 BVerfG NJW 1998,3557,3558 r. Sp.; vgl. noch § 6 III 1 b (verfassungsrechtliche Grenzen der 

Minderjährigenhaftung) und 2 a (Bürgschaften naher Familienangehöriger). 
27 Zur verfassungsrechtlichen Seite s. §6 IV 1 a. 
28 Hierzu §§9-14. 
29 Endgültiger Beschluß des Bundesrates vom 31. Mai 2002, BR-Drucks. 358/02. 
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Jahresrente von € 36.000 bzw. € 180.000 (bisher DM 30.000 bzw. DM 45.000), für 
Sachschäden bis € 300.000 (bisher DM 100.000)30; Haftung nach dem Haftpflicht-
gesetz gemäß §§9, 10 HaftPflG bis zu € 36.000 Jahresrente pro geschädigter Per-
son (bisher DM 30.000) und Gesamthaftsumme von € 300.000 für alle Sachschä-
den (bisher DM 100.000); Gesamthöchstsumme bei Produkthaftung gemäß §10 
ProdHaftG von € 85 Mio. (bisher DM 160 Mio.)31; entsprechend die Höchstsum-
me von € 85 Mio. für den Gesamtschaden bei gentechnisch veränderten Produk-
ten nach §33 S. 1 Gentechnikgesetz (bisher DM 160 Mio.); Gesamtsumme der 
Umwelthaftung nach § 15 UmweltHG für Personen- und Sachschäden von je € 85 
Mio. (bisher DM 160 Mio.); Arzneimittelhaftung gemäß §88 AMG bis € 600.000 
(bisher DM 1 Mio.) bzw. bis zur Jahreshöchstrente von € 36.000 (bisher DM 
60.000), Gesamthaftsumme € 120 Mio. (bisher DM 200 Mio.) bzw. Gesamtjahres-
rente € 7,2 Mio. (bisher DM 12 Mio.); verschuldensunabhängige Haftung des 
Gastwirtes bis zum Hundertfachen des täglichen Beherbergungspreises, minde-
stens € 600 bis maximal € 3.500 (§ 702 Abs. 1 BGB)32. Diese Höchstgrenzen gelten 
nicht für konkurrierende Ansprüche. 

(2) Handelsrecht. Die handelsrechtliche Verschuldenshaftung des Abschlußprü-
fers ist in § 323 Abs. 2 HGB auf höchstens € 1 Mio. pro Prüfung begrenzt bzw. € 4 
Mio. bei Aktiengesellschaften mit amtlich notierten Aktien; gleich z.B. beim 
Gründungsprüfer (§49 AktG). Die Haftung des Frachtführers wegen Verlust oder 
Beschädigung ist - ohne Rücksicht auf Verschulden - auf 8,33 Rechnungseinhei-
ten (= Sonderziehungsrecht des Internationalen Währungsfonds - SZR) pro Kilo-
gramm Rohgewicht plus öffentliche Abgaben und Kosten begrenzt (§§431 
Abs. 1-3, 434, 435 HGB) und entsprechend für den Absender (§414 Abs. 1 S.2 
HGB mit Milderung des Haftungsmaßstabes für Verbraucher in Abs. 3); für Ver-
mögensschäden aufgrund Vertragspflichtverletzung, die nicht aus Verlust, Beschä-
digung oder verspäteter Lieferung resultieren, haftet der Frachtführer bis zum 
dreifachen Betrag, der bei Verlust zu zahlen wäre (§433 HGB); bei Umzugsgut ist 
die Haftungsgrenze für Absender und Frachtführer in §§451 c, 451 e HGB auf € 
620 je Kubikmeter benötigten Laderaums festgelegt (bisher DM 1.200). Auch für 
den Spediteur gelten die am Sonderziehungsrecht des Internationalen Währungs-
fonds orientierten Höchstbeträge des Frachtrechts (§ 461 Abs. 1 HGB). Der Einla-
gerer haftet grundsätzlich ebenfalls nur bis 8,33 SZR (§§468 Abs.3 S.2, 414 Abs. 1 
S. 2 HGB). Die seehandelsrechtliche Haftung des Verfrachters ist gesetzlich auf ei-
nen Höchstbetrag von 666,67 Rechnungseinheiten pro Stück bzw. Einheit oder 2 
Einheiten pro Kilogramm Rohgewicht begrenzt (je nachdem, welcher Betrag hö-

30 Die Neuregelung sieht mit Wirkung zum 1. August 2002 besondere erhöhte Gesamthaf-
tungsgrenzen für Gefahrguttransporte vor, und zwar je € 6 Mio. für Tötung und Verletzung ei-
nerseits und Immobiliarsachschäden andererseits (§ 12 a StVG n. F.). Zum Personenbeförderungs-
recht ausführlich § 14 II. 

31 Vgl. hierzu nach §8 V 2 a (2). 
32 S. noch § 14 III (Beherbergungsrecht). 
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- Zulässigkeit vertraglicher Haftungsbe-

schränkungen 117f. 
Equitable subordination 
- im U S Insolvenzrecht 97, 206 
- s.a. Eigenkapitalersatzrecht 
Equity 
- Ursprung von Rechtsbehelfen in den U S A 

97, 104 
- Bedeutung für die Unwirksamkeit vertrag-

licher Haftungsbeschränkungen in Eng-
land 118 

Erfüllungsgehilfen 
- Beschränkung der Haftung für das Verhal-

ten von E. 265 ff. 
Erie-Doktrin 71 
Europa 115 f f , 429 
- Rechtsvergleich zur institutionellen Haf-

tungsbeschränkung 126ff. 
- Rechtsvergleich zur vertraglichen Haf-

tungsbeschränkung 116ff. 
Europäische Grundrechtecharta 
- feierliche Proklamation 135 
- als Quelle europäischer Grundgarantien 

138f. 
Europäische Menschenrechtskonvention 
- als europäische Grundgarantie 136 

- Verhältnis zur Grundrechtecharta 138f. 
Europäisches Richtlinienrecht 
- Einpersonen-GmbH Richtlinie 128f, 

142 f. 
- Kapitalrichtlinie 126f. 
- Klauselrichtlinie 116, 120,143, 2 5 2 7 3 , 

330, 355f., 358, 374f. 
- Pauschalreiserichtlinie 117, 422f., 425 
- Produkthaftungsrichtlinie 117, 143, 

276f 
- Uberweisungsrichtlinie 371 
- Verbrauchsgüterkaufrichtlinie 116,273, 

291 f. 
Europäisches Zivilgesetzbuch 
- Vorarbeiten des Europäischen Parlaments 

125f. 
Europäisierung des Privatrechts 41, 115 
Europarecht 
- Bedeutung 115 
- Grundfreiheiten des EG-Vertrages mit Be-

zug zur Beschränkbarkeit der Haftung 
137 

- grundfreiheitenkonforme Auslegung von 
Richtlinienrecht 253f., 276f., 422f. 

- Vorgaben der EU-Grundgarantien für die 
Zulässigkeit von Haftungsbeschränkungen 
134ff 

- Grundrechtserklärungen von Gemein-
schaftsorganen 137f. 

Fahrlässigkeit 
- s. einfache Fahrlässigkeit, grobe Fahrlässig-

keit 
Fallbeispiele 
- zur Veranschaulichung der Thematik 

17f. 
Fiktionstheorie 
- im deutschen Gesellschaftsrecht 185 
- und Normanwendungstheorie als Spiegel-

bilder 218 f. 
- Parallele im US-Gesellschaftsrecht 98 
Frankreich 
- Durchgriffshaftung 131 f. 
- Zulässigkeit vertraglicher Haftungsbe-

schränkungen 119f. 
Freie Berufe 
- Besonderheiten des institutionellen Haf-

tungsprivilegs 191 f. 
- vertragliche Haftungsbeschränkung bei So-

zietäten 359ff 
- Gründung von L L C in den U S A 92f. 
- s.a. Arzthaftung, Rechtsanwaltshaftung, 

Steuerberaterhaftung, Wirtschaftsprüfer-
haftung 
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Fraudulent conveyance 
- Begriff 97 
Friedlosigkeit 
- als Vorläufer der Vollstreckung 26 

Garantiefonds im Kapitalgesellschaftsrecht 
- Grundsätze des Gläubigerzugriffs 192ff. 
- Ergänzung durch persönliche Handeln-

denhaftung 195 f. 
- Sinn und Zweck 201 ff. 
- s.a. Kapitalaufbringung, Kapitalerhaltung, 

Mindesthaftung 
Garantiehaftung 
- im reformierten Kaufrecht 290f. 
- Beschränkbarkeit nach der Schuldrechtsre-

form 297ff. 
- summenmäßig begrenzte G. im Überwei-

sungsrecht 368ff. 
- Beschränkbarkeit in den USA 77, 82f 
- s.a. Eigenschaftszusicherung 
Gastwirtshaftung 
- nach Produkthaftungsgrundsätzen 275 ff. 
- s.a. Beherbergungsrecht 
Gepäckschadenhaftung 
- beförderungsrechtliche Höchstgrenzen 

405, 408f., 410, 411 f., 413f., 41} 
- Begrenzbarkeit im Reiserecht 423 ff. 
Gerichtsstandsvereinbarungen 6 
Germanisches Recht 26f. 
Gesamthaftungsbeschränkung 
- bei Seefracht und Binnenschiffahrtsfracht 

398 
- s.a. Haf tungfonds 
Geschäftsadäquanz der Haftungsbegrenzung 
- als allgemeine Zulässigkeitsvoraussetzung 

232ff. 
- Besonderheiten 269ff. 
- eingeschränkte Prägekraft des Geschäfts-

typs und Geschäftsvolumens beim Erhal-
tungsinteresse 239ff. 

- Grundparameter zur Beurteilung der G. 
234f. 

- in Individualvertrag und allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen 242 

- Orientierungsgrößen bei der Bestimmung 
der Haftungsbeträge 236f. 

- sachliche und persönliche Reichweite des 
Grundsatzes 238 

- und Schadensart 255f. 
- Verwirklichung des Grundprinzips im all-

gemeinen Haf tungs- und Vertragsrecht 
241ff. 

- und die Vorhersehbarkeit und Vertragsty-
pizität des Schadens 256f. 

- s.a. bei den einzelnen Vertragstypen 
Geschäftsbesorgungsrecht 348ff., 431 f. 
- Bedeutung des G. 348f. 
- grundsätzliche Zulässigkeit geschäftsad-

äquater Haftungsbeschränkung 349f. 
- s.a. Bankenhaftung Rechtsanwaltshaftung, 

Steuerberaterhaftung Wirtschaftsprüfer-
haftung 

Geschichte 19ff., 428 
- Europäisierung des Privatrechts 41 
- gemeines Recht 32ff. 
- germanisches Recht 26ff. 
- Kodifikationszeitalter 39 
- mittelalterliches Recht 29ff. 
- Partikularrechte 36ff. 
- römisches Recht 20ff. 
- der institutionellen Haftungsbeschränkung 

im anglo-amerikanischen Recht 85ff. 
- Würdigung der geschichtlichen Entwick-

lung 42ff. 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
- Rechtsfähigkeit 359 
- s.a. Partnerschaftsgesellschaft, Sozietät 
Gesetzliche Haftungsbeschränkungen 
- Uberblick über das deutsche Recht 9 f f . 
- als Maßstab für die Zulässigkeit vertragli-

cher Haftungsbegrenzung 236 
- im Personenbeförderungsrecht 404ff. 
- im Transportrecht 382ff. 
- im Uberweisungsrecht 368ff. 
Gesetzlicher Vertreter 
- Beschränkung der Haf tung für das Verhal-

ten des g. V. 265 ff. 
- verfassungsrechtliche Grenzen der Ver-

pflichtungsmacht des g. V. 162 f. 
Gestaltungsspielraum 
- des Gesetzgebers bei der Festlegung von 

Mindest- und Höchsthaf tung 233 f. 
- der Vertragsparteien bei der Haf tungsbe-

grenzung 234 
Girovertragsrecht s. Bankenhaftung 
Gläubigerschutz 
- als Sinn und Zweck der gesellschaftsrecht-

lichen Mindesthaftung 201 f. 
Gleichheitssatz 
- des deutschen Verfassungsrechts und die 

Zulässigkeit vertraglicher und institutio-
neller Haftungsbeschränkungen 172ff., 
1 7 9 f f , 183 

- europarechtlicher G. und die Zulässigkeit 
vertraglicher und institutioneller Ha f -
tungsbeschränkungen 142 f. 

- Unvereinbarkeit eines Rechtsformtotalver-
bots bei ambulanter Heilbehandlung mit 
d e m G . 324ff. 
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G m b H 
- Eigenkapitalersatzrecht 207ff. 
- Kapitalaufbringungsrecht 198f. 
- Kapitalerhaltungsrecht 200f. 
- Kapitalaufbringung und Kapitalerhaltung 

im europäischen Recht 127f. 
GmbH-Konzern s. qualifizierter faktischer 

GmbH-Konzern 
Gradus executionis 23 
Grobe Fahrlässigkeit 
- Begrenzbarkeit der Haftung für grobe 

Fahrlässigkeit allgemein 245ff. 
- Begrenzbarkeit der Arzthaftung 329f. 
- Begrenzbarkeit der Bankenhaftung im 

Uberweisungsrecht 376 
- Begrenzbarkeit der Rechts- und Wirt-

schaftsberaterhaftung 356ff. 
- Begrenzbarkeit der Gepäckschadenhaftung 

im Reiserecht 423 ff. 
- s.a. Qualifizierte Pflichtwidrigkeit 
Gründungstheorie 
- im internationalen Gesellschaftsrecht der 

U S A 9 4 , 1 1 2 f f . 
- rechtsvergleichende Bestandsaufnahme 

148 f. 
- s.a. Internationales Privatrecht, Sitztheorie 
Gütertransportrecht s. Transportrecht 

Haftpflichtversicherung 
- Bedeutung bestehender H. für die Zuläs-

sigkeit von Haftungsbeschränkungen 
258f. 

- obligatorische H. und Beschränkbarkeit 
der Haftung 272 

- des Arztes als Voraussetzung wirksamer 
Haftungsbegrenzung 327f. 

- s.a. Versicherbarkeit, Versicherungsschutz 
Haftungsbeschränkung, institutionelle s. In-

stitutionelle Haftungsbeschränkung 
Haftungsbeschränkung, vertragliche 231 ff., 

430f. 
- Geschäftsadäquanz als Wirksamkeitsvor-

aussetzung 232ff, s.a. dort 
- Grenzen der Zulässigkeit 273ff. 
- europäische Grundgarantie 140f., 142f. 
- ökonomische Analyse 52ff. 
- im europäischen Rechtsvergleich 116ff. 
- Thesen zur Zulässigkeit 277ff. 
- in den U S A 75 ff. 
- Möglichkeit zur H. als Verfassungsgarantie 

m f f 
- allgemeine Zulässigkeitsgrenzen deutschen 

Rechts 12 
- besondere Zulässigkeitsgrenzen deutschen 

Rechts 12 

Haftungsdurchgriff s. Durchgriffshaftung 
Haftungsfonds 
- zur Haftungsbeschränkung in der Binnen-

schiffahrt 4, 398 
- zur Haftungsbeschränkung in der Seefahrt 

4 , 3 9 8 
- s.a. Garantiefonds, Kapitalaufbringung 

und -erhaltung, Mindesthaftung 
Haftungshöchstbeträge 
- gesetzliche im deutschen Recht 9 ff. 
- vertragliche s. Haftungsbeschränkung 
Haftungskonzentration 
- auf einzelne beratende Partner 360ff. 
- s.a. Freie Berufe, Haftungsbeschränkung, 

Sozietät 
Haftungsprivileg 
- institutionelles, s. institutionelle Haftungs-

beschränkung 
Handelndenhaftung 
- bei der juristischen Person 195f. 

Inanspruchnahme persönlichen Vertrauens 
- besondere Anforderungen an die Mindest-

haftung 270f. 
Inhaltskontrolle vertraglicher Haftungsbe-

schränkungen 
- in geschichtlicher Perspektive 41 
- und Gestaltungsspielraum der Vertragspar-

teien 234 
- in den U S A 75 ff. 
Institutionelle Haftungsbeschränkung 

184ff, 430 
- Begriff 3f., 184 
- Besonderheiten im Arzthaftungsrecht 

320ff. 
- grundsätzliche Zulässigkeit im einfachen 

Recht l6 
- als europäische Grundgarantie 141, 142f. 
- im europäischen Rechtsvergleich 126ff. 
- in der Geschichte 36, 38 
- Haftungsdurchgriff als Grenze 213ff. 
- und juristische Personifizierung 184ff., 

188ff. 
- in der ökonomische Analyse 54ff. 
- persönliche Reichweite 192 
- sachliche Reichweite 190ff. 
- in den USA 85ff. 
- verfassungsrechtliche Gewährleistung und 

Grenzen 174ff., 178f. 
Institutsmißbrauch 
- als Durchgriffsgrund? 226 
Internationales Privatrecht 
- deutsches internationales Gesellschafts-

recht 146ff. 
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- deutsches internationales Vertragsrecht 
143 ff. 

- deutsches IPR der Haftungsbeschränkung 
in Europa 143ff. 

- der vertraglichen Haftungsbeschränkung 
in den USA U l f . , 113 

- der institutionellen Haftungsbeschränkung 
in den USA 112ff. 

- Qualifikation der institutionellen Haf-
tungsbeschränkung 146ff. 

- s.a. Sitztheorie 
Italien 
- Durchgriffshaftung 132 
- Zulässigkeit vertraglicher Haftungsbe-

schränkungen 121 

Juristische Person 
- Durchgriffslehre und Theorie der j. P. 

218f. 
- geschichtliche Entwicklung 36, 38, 39f. 
- und institutionelle Haftungsbeschränkung 

184 ff., 188 ff. 
- Hauptfunktion der juristischen Personifi-

zierung 188 ,189f . 
- Theorien der j. P. im deutschen Recht 

184ff., 218f. 
- verfassungsrechtliche Gewährleistung 

175 ff. 
- Durchgriffshaftung und Theorie der j. P. in 

den USA 97f. 
- Zulässigkeit vertraglicher Haftungsbe-

schränkung durch j. P. 241 
Jury s. USA 

Kapitalaufbringung 
- Grundzüge im GmbH- und Aktienrecht 

196 ff. 
- im europäischen Recht 126ff. 
- Umgehungsschutz durch Haftungsdurch-

griff bei Vermögensvermischung 219f. 
Kapitalausstattung s. Mindestkapitalisierung 
Kapitalerhaltung 
- im europäischen Recht 126ff. 
- Umgehungsschutz durch Haftungsdurch-

griff bei Vermögensvermischung 219f. 
Kardinalpflichten 
- Beschränkung der Haftung für die Verlet-

zung von K. 244f. 
Kaskoversicherung 
- Irrelevanz tatsächlich bestehender K. für 

die Zulässigkeit von Haftungsbeschrän-
kungen 262 

- s.a. Versicherbarkeit 
Kaufrecht 282ff., 431 

- System der Verkäuferhaftung nach altem 
und neuem Schuldrecht 283ff., 288ff. 

- Beschränkbarkeit der Verkäuferhaftung im 
ausgehandelten Individualvertrag 292ff. 

- Beschränkbarkeit der Verkäuferhaftung in 
A G B 300ff. 

- s.a. culpa in contrahendo, Deliktshaftung, 
positive Forderungsverletzung, UN-Kauf-
recht, Verbrauchsgüterkauf 

Körperschadenhaftung 
- Begrenzbarkeit der Körperschadenhaftung 

allgemein 250ff. 
- gesetzliche Höchstgrenzen im deutschen 

Recht 236, 404f., 406f., 409f., 411, 412f., 
414 

- Begrenzbarkeit im Reiserecht 421 ff. 
- gesetzliche Höchstgrenzen in den 

USA 64 ff. 
Kollisionsrecht s. Internationales Privatrecht 
Konnossement 13 
Krankenhaushaftung s. Arzthaftung 

Lagerhaltungrecht 398ff., 432 
- Zulässigkeit von Haftungsbeschränkungen 

im deutschen L. 398ff., 400 
- Haftungsbeschränkung im englischen L. 

118 
- Haftungssystem 399f. 
- Verfassungswidrigkeit der unbegrenzbaren 

Haftung gegenüber Verbrauchern 400 
Leistungsstörungsrecht 
- und Kaufgewährleistungsrecht nach der 

Schuldrechtsreform 288ff. 
Limited Liability Company (LLC) 
- dogmatische Einordnung 95 f. 
- als Gesellschaftsform im US-Recht 88, 

91ff 
- Durchgriffshaftung llOf. 
Limited Liability Partnership 
- als Gesellschaftsform im US-Recht 88, 96 

Materielle Unterkapitalisierung s. Unterkapi-
talisierung 

Mindesthaftung 
- Höhe der M. als Kernproblem der Haf-

tungsbeschränkung 229 
- Wahrung durch Additur im US-Recht 

72ff., 75 
- s.a. Garantiefonds, Geschäftsadäquanz, 

Haftungsbeschränkung, Unterkapitalisie-
rung 

Mindestkapitalisierung 
- von Aktiengesellschaften nach europäi-

schem Recht 126 
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- von GmbH im europäischen Rechtsver-
gleich 127f. 

- Grundsätze im deutschen Recht 194f. 
- Sicherung durch Unterkapitalisierungs-

durchgriff 220f. 
- Unzulänglichkeit der gesetzlichen Min-

destbeträge 194f. 
- Fehlen fester summenmäßiger Vorgaben in 

den USA 89f.,91ff. 
- materielle Anforderungen in den 

USA 108ff. 
- s.a. Durchgriffshaftung 
Médical malpractice s. Arzthaftung 
Minderheitenschutz 
- als Sinn und Zweck des gesetzlichen Min-

destkapitalfonds im Gesellschaftsrecht 202 
Minderjährigenhaftung s. Verfassungsrecht 

Nacherfüllungshaftung 
- Begrenzbarkeit im Kaufrecht 295, 296, 

302, 304 
- Begrenzbarkeit im Werkrecht 340, 341, 

342f. 
Niederlassungsfreiheit 
- als europäische Grundgarantie institutio-

neller Haftungsbeschränkung 141 f. 
Non-cumul 
- als Grundsatz im französischen Recht 119 
- Parallele im spanischen Recht 121 
Normanwendungslehre 217f. 

Obhut 
- über Personen und Beschränkbarkeit der 

Haftung 271 
- über Sachen und Beschränkbarkeit der 

Haftung 271 f., 340 
Ökonomische Analyse des Rechts 4}ff., 428 
- Ergebnisse 58f. 
- Grundbegriffe 45 f 
- Grundpositionen zur Ökonomie von Haf-

tung und Haftungsbeschränkung 49ff. 
- methodische Grundlagen 47 
- Haftungsprinzip 50 
- der institutionellen Haftungsbeschränkung 

54ff. 
- Transaktionskosten vertraglicher und insti-

tutioneller Haftungsbeschränkung 57f. 
- ungeklärtes Verhältnis zur Vertragsfreiheit 

53 
- Ursprung 46f. 
- der vertraglichen Haftungsbeschränkung 

52 ff. 
- keine zwingende Haftung des cheapest in-

surer 264f. 

Österreich 
- Durchgriffshaftung 133 
- Zulässigkeit vertraglicher Haftungsbe-

schränkungen 122 
Ordre public 
- als Grenze der Rechtswahlfreiheit im deut-

schen IPR 145 f. 
- als Grenze der Gründungstheorie 

155 f. 
- als Grenze der Vertragsfreiheit in den USA 

(public policy) 75, 77ff. 

Par conditio creditorum 
- und Haftung des Garantiefonds im Kapi-

talgesellschaftsrecht 193 
Partnerschaftsgesellschaft 
- Zulässigkeit von Haftungsbeschränkungen 

beiP. 364f. 
- Haftungskonzentration auf einzelne Part-

ner 365 
- s.a. Sozietät 
Patentanwaltsgesellschaften s. Rechtsanwalts-

gesellschaften 
Patentanwaltshaftung s. Rechtsanwaltshaf-

tung 
Personenbeförderung 403ff., 432f. 
- Beschränkbarkeit der Haftung allgemein 

404ff. 
- auf dem Binnenschiff 411 f. 
- mit der Eisenbahn 406ff. 
- in der Luft 412ff. 
- zur See 409f. 
- im Straßenverkehr 404f. 
Personengesellschaft mit beschränkter Haf-

tung 
- nicht realisierte Vorschläge im deutschen 

Recht 40, 189 
Personenschadenhaftung s. Körperschaden-

haftung 
Pflichtwidrigkeit 
- Grad der P. und Geschäftsadäquanz von 

Haftungsbeschränkungen 24}ff. 
- qualifizierte P. s. dort 
- s. a . grobe Fahrlässigkeit 
Piercing the corporate veil 
- im englischen Gesellschaftsrecht 130f. 
- im US-amerikanischen Gesellschaftsrecht 

97ff., 228 
- s.a. Durchgriffshaftung 
Positive Forderungsverletzung 
- Haftung des Reiseveranstalters aus p.V.V. 

420 
- Verdrängung der p.V.V. durch transport-

rechtliche Spezialtatbestände 380f., 381 
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- Verkäuferhaftung aus p.V.V. 285f., 289f., 
3 05 f. 

- Werkunternehmerhaf tung aus p.V.V. 336f. 
Principles of European Cont rac t Law 
- allgemein 8 
- und Dienstleistungshaftung 313f., 319 
- Haf tungssys tem 123f, 339 
- Zulässigkeit vertraglicher Haf tungsbe-

schränkungen 122ff., 124f. 
Privatautonomie 
- als Ausgangspunkt bei der Beurteilung ver-

traglicher Haf tungsbeschränkungen 
231 f. 

- als europäische Grundgarant ie 140f. 
- im europäischen Rechtsvergleich 116f. 
- geschichtliche Genese und Bedeutung 37, 

43 
- und ihre Grenzen in den U S A 75 ff. 
- als verfassungsrechtliche Garantie vertrag-

licher Haf tungsbeschränkung 166ff., 182 
Produkthaf tung 
- fragwürdiger und EU-rechtswidriger 

zwingender Haf tungsrahmen 275ff. 
- in den USA 64f., 81, 82 
Proport ionali tät der H a f t u n g 
- als Gegenentwurf z u m geltenden Prinzip 

der Totalreparation 8 
Punitive damages 
- allgemein 64 
- gesetzliche Höchs tgrenzen in den USA 

67f. 
- Remitt i tur 70ff. 

Qualifizierte Pflichtwidrigkeit 
- Unbegrenzbarkei t der Transporthaf tung 

bei q. P. 390, 395ff. 
- Entfallen transportrechtlicher Haf tungs-

grenzen bei q. P. 385, 390 
Qualifizierter faktischer G m b H - K o n z e r n 
- H a f t u n g im q. 223ff. 
- als Notbehelf gegen materielle Unterkapi-

talisierung 224ff. 

Realitätslehre s. Theorie der realen Verbands-
persönlichkeit 

Rechtsanwaltsgesellschaften 
- Haf tungsbeschränkung allgemein 241 
- erhöhte Mindes thaf tsummen 358 
Rechtsanwaltshaftung 
- Zulässigkeit von Haf tungsbeschränkungen 

allgemein 236 ,351 f f . 
- Anwendungsbereich der besonderen Zu-

lässigkeitsregeln 352f. 
- Haf tungsgrundregeln 351 

- konkurr ierende allgemeine Inhal tskontrol-
le von Haf tungsbeschränkungen 353ff. 

- Haf tungsbeschränkungen bei Sozietäten 
359ff. 

Rechtsformverbote für Arztpraxen 321 ff.; 
s.a. Arz thaf tung 

Rechtsprechung 
- Bundesverfassungsgerichtsrechtsprechung 

s. dor t 
- Entwicklungslinien zur betragsmäßigen 

Haf tungsbeschränkung 14f. 
- Supreme Cour t , US-Gerichte s. U S A 
Rechtswahlvereinbarung 
- allgemein 3 
- Zulässigkeit im deutschen IPR 143ff. 
Reduktionsklausel 
- Fehlen im deutschen Recht 8f. 
- Remitt i tur als Funktionsäquivalent im US-

Recht 70ff., 74f. 
Reichskammergerichtsordnung 32 
Reiserecht 4 1 9 f f , 433 
- Zulässigkeit von Haf tungsbeschränkungen 

allgemein 237, 419ff. 
- Beschränkbarkeit der Personenschadenhaf-

tung und die Pauschalreiserichtlinie 422f. 
- Haf tungsgrundlagen und Rechtsbehelfe 

des Reisenden 419f. 
- verfassungsrechtliche Einwände gegen un-

begrenzbare Personenschadenhaf tung im 
Reiserecht 421 f. 

Restschuldbefreiung 161 
Risikoübernahme, bewußte 
- Begriff 5 
- und Tarifwahl 243 f. 

Sachmängelhaftung s. Kaufrecht, Werkrecht 
Sachsenspiegel 30 
Schadensersatzrecht 
- Änderung s. Zweite Schadensersatzrechts-

reform 
Schadensversicherung 
- Bedeutung bestehender S. fü r die Zulässig-

keit von Haf tungsbeschränkungen 259f. 
- s.a. Versicherungsschutz 
Schiedsvereinbarungen 6 
Schiffschleppen 
- Haf tungsbeschränkungen in den U S A 

77ff. 
Schmerzensgeld 11 f. 
Schuldrechtsreform 
- allgemein 16f. 
- Fortschreibung des AGB-Rechts zur Be-

grenzbarkeit der H a f t u n g für grobe Fahr-
lässigkeit 248f. 
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- Bedeutung im Dienstvertragsrecht 317 
- verfassungswidrige Einführung eines Ver-

bots formularmäßiger Begrenzung der 
Körperschadenhaf tung 254f. 

- Fortschreibung des einseitig zwingenden 
Haf tungsmodel ls im Reiserecht 420 

- und Richtl inienumsetzung 116 ,291 f . 
- neue Verkäuferhaftung 288ff. 
- neue Werkunternehmerhaf tung 337f. 
Schwabenspiegel 30 
Seedarlehen 
- allgemein 25 
- Entwicklung zur Seeversicherung 31 f. 
Sittenwidrige vorsätzliche Schädigung 
- Unzulässigkeit der Haf tungsbeschränkung 

für 274 
Sitztheorie 
- als herrschende Meinung im deutschen 

IPR 148f. 
- die Bedeutung der Centros-Entscheidung 

153 f. 
- die Bedeutung der Daily Mail-Entschei-

dung 152 f. 
- die europarechtliche Niederlassungsfrei-

heit als Grenze der Sitztheorie 151 ff. 
Societas leonina 23, 25 
Sozietät 
- Haf tungsbeschränkungen bei Rechts- und 

Wirtschaftsberatern allgemein 359ff. 
- Haf tungsbeschränkung auf das Gesell-

schaftsvermögen 363f. 
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